
3.1 1. DB zum Strafvollzugsgesetz

Sicherungsmaßnahmen ist der zuständige 
Staatsanwalt für Strafvollzugsaufsicht un­
verzüglich zu informieren.

Zu §35 StVG:

§43
(1) Eingaben Strafgefangener sind entspre­
chend den Rechtsvorschriften über die 
Bearbeitung der Eingaben der Bürger zu 
bearbeiten.
(2) Den Strafgefangenen ist zu gewähr­
leisten, daß sie dem Leiter der Strafvoll­
zugseinrichtung oder des Jugendhauses 
bzw. deren Beauftragten ihre Anliegen und 
Eingaben persönlich vortragen können. Das 
Recht der Eingaben an andere Stellen wird 
dadurch nicht eingeschränkt.

§44
(1) Die Frist für die Einreichung der 
Beschwerde gegen die Anwendung von Dis­
ziplinär- und Sicherungsmaßnahmen sowie 
gegen Verfügungen zu Schadenersatzlei­
stungen gemäß § 37 Abs. 3 StVG beträgt 
14 Tage. Die Beschwerde kann mündlich 
oder schriftlich eingereicht werden.
(2) Die Frist zur Entscheidung des Leiters 
der Strafvollzugseinrichtung bzw. des 
Jugendhauses über die Beschwerde beträgt 
1 Woche.
(3) Der Leiter der Verwaltung Strafvollzug 
entscheidet innerhalb weiterer 2 Wochen 
über die Beschwerde.

Zu §37 StVG:

§45
Monatsvergütung ist die Arbeitsvergütung, 
die der Strafgefangene im Monat des Scha­
deneintritts erhalten hat. Hat der Strafge­
fangene schuldhaft die Leistungs- und 
Qualitätskennziffem in diesem Monat nicht 
erfüllt, ist als Monatsvergütung die 
Arbeitsvergütung in Ansatz zu bringen, die 
der Strafgefangene bei Erfüllung der Kenn­
ziffern erhalten hätte.

§46
Eine Verfügung des Leiters der Strafvoll­
zugseinrichtung bzw. des Jugendhauses 
zum Schadenersatz darf nur vorgenommen 
werden, wenn zweifelsfrei die schuldhafte 
Verursachung des Schadens festgestellt 
wurde und die Höhe des Schadens unbe­

stritten ist. Die Verfügung muß enthal­
ten:
1. Name des Strafgefangenen
2. Name und Anschrift des Geschädigten
3. Höhe der Schadensumme
4. Sachverhalt und rechtliche Begründung 

der Schadenersatzpflicht
5. Art und Weise der Schadenersatzlei­

stung
6. Rechtsgrundlage für die Verfügung und 

deren Begründung
7. Belehrung über das Beschwerderecht 

gemäß § 35 StVG
8. Ort und Datum sowie Unterschrift des 

Leiters der Strafvollzugseinrichtung 
bzw. des Jugendhauses.

Zu §39 StVG:

§47
Während der arbeits- und unterrichts­
freien Zeit können mit Jugendlichen 
Exkursionen (Besuch von Betrieben, Aus­
stellungen, Museen, Gedenk-, Kultur- und 
Sportstätten) in Begleitung von Strafvoll­
zugsangehörigen durchgeführt werden.

§48
Die Zusammenarbeit mit den Familien­
angehörigen bezieht sich vorrangig auf 
Eltern bzw. andere Erziehungsberechtigte. 
Sie ist vornehmlich durch Aussprachen, ins­
besondere über die festgelegten Erziehungs­
maßnahmen, die Ergebnisse der Berufsaus­
bildung, der Allgemeinbildung und die 
Vorbereitung der Wiedereingliederung in 
das gesellschaftliche Leben, zu verwirk­
lichen sowie durch Rechenschaftslegungen 
der Jugendlichen vor den Familienangehö­
rigen.

Zu §40 StVG:

§49
(1) Die Durchführung des allgemeinbilden­
den, berufstheoretischen und berufsprakti­
schen Unterrichts sowie der Maßnahmen 
zur Weiterführung der Allgemeinbildung 
obliegt den Berufsschulen der Jugend­
häuser.
(2) Zur Gewährleistung der berufsprakti­
schen Ausbildung sind durch die Leiter der 
Jugendhäuser mit Leitern volkseigener 
Betriebe entsprechende Vereinbarungen 
abzuschließen.
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